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Fragen der Gesetzlichkeit und Rechtspflege 
in der neuen, sozialistischen Verfassung der DDR

Am 9. April 1968 trat die neue Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 6. April 1968 (GBl. I 
S. 199) in Kraft. Sie enthält, wie der Vorsitzende des 
Staatsrates der DDR, Walter U l b r i c h t ,  am 31. Januar 
1968 vor der Volkskammer sagte, „die grundlegenden 
Bestimmungen für die Gestaltung des entwickelten ge­
sellschaftlichen Systems des Sozialismus“'.

Um dieser Zielsetzung zu dienen, faßt die Verfassung 
als staatliches Grundgesetz die Ergebnisse unserer ge­
meinsamen Arbeit seit der Gründung der DDR zusam­
men und verbindet diese Fixierung der Errungenschaf­
ten mit der perspektivischen Orientierung. Deshalb ist 
die neue Verfassung geeignet, die weitere Entwicklung 
mit dem strategischen Ziel des Sieges des Sozialismus 
aktiv zu fördern.

Verfassung und einheitliches sozialistisches 
Rechtssystem
Der Verfassung kommt eine große Bedeutung als 
Grundlage unseres sozialistischen Rechtssystems zu. Der 
planmäßige Aufbau dieses Systems begann vor 10 Jah­
ren mit dem Beschluß des V. Parteitages der SED. 
Es heißt darin:

„Die sozialistische Entwicklung muß auch in der wei­
teren Ausarbeitung der sozialistischen Gesetzgebung 
ihren Ausdruck finden. Es wird vorgeschlagen, die 
Arbeiten auf dem Gebiete des Rechts des Volkseigen­
tums, des Rechts der sozialistischen Wirtschaft, des 
Arbeitsrechts, des LPG-Rechts, des Strafrechts, des 
Zivilrechts und des Familienrechts zu beschleuni­
gen.“1 2

Wichtige Aufgaben dieses Beschlusses sind gelöst. In 
voller Erkenntnis dessen, daß sich das gesellschaftliche 
System weiterentwickelt und damit auch sozialistische 
Gesetze ständig auf ihre Übereinstimmung mit dem Le­
ben überprüft werden müssen, wurden zunächst das 
sozialistische Arbeitsrecht und das LPG-Recht ausgear­
beitet. Das Familiengesetzbuch hat sich bereits in der 
Praxis bewährt, und auf das Wirksamwerden des Straf­
gesetzbuches bereiten wir uns gegenwärtig vor. Die 
Kodifizierung anderer wichtiger Rechtsgebiete, z. B. des 
Wirtschaftsrechts, des Rechts der Außenwirtschafts­
beziehungen und des Zivilrechts, schreitet voran.

So nähern wir uns dem Zeitpunkt, in dem das alte Recht 
in unserem Staat endgültig beseitigt und durch ein 
geschlossenes sozialistisches Rechtssystem ersetzt ist.

1 Entwurf der Verfassung der DDR, Schriftenreihe: Aus der 
Tätigkeit der Volkskammer und ihrer Ausschüsse. 5. Wahl­
periode, 1968, Heft 5, S. 10.
2 Protokoll des V. Parteitages der SED, Berlin 1958, Bd. II.
S. 1354 ff.

Die aktive, fördernde Rolle der Rechtsnormen in un­
serer gesellschaftlichen Entwicklung wächst. Staat und 
Recht gewinnen in der Periode der entwickelten sozia­
listischen Gesellschaft auf neue Weise an Bedeutung. 
Dazu sagte Walter Ulbricht auf dem VII. Parteitag der 
SED:

„Nun kommt es darauf an, alle anderen Teilbereiche 
des gesellschaftlichen Lebens, wie Bildung, Kultur, 
Recht, Demokratie, Ideologie, politische Massenarbeit 
usw. auf ein gleiches fortgeschrittenes Niveau zu brin­
gen und dadurch in einem Prozeß bewußt gestalteter 
Wechselbeziehungen mit geringstmöglichem Aufwand 
und in historisch kürzestmöglicher Frist die ent­
wickelte sozialistische Gesellschaft zu schaffen.“3

Diese Bemerkung macht deutlich: Es muß gewährleistet 
sein, daß kein Teilbereich zurückbleibt, damit nicht die 
Lösung der Gesamtaufgabe — die Schaffung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft — beeinträchtigt 
wird. Das bedeutet für das Gebiet des Rechts die völlige 
Verwirklichung der mit dem Beschluß des V. Partei­
tages der SED gestellten Aufgabe, ein sozialistisches 
Rechtssystem zu schaffen.

Zwischen dieser umfassenden Gesetzgebungsarbeit und 
der Ausarbeitung unserer sozialistischen Verfassung 
besteht ein enger, innerer Zusammenhang. Er ergibt 
sich aus der kontinuierlichen Entwicklung, die sich 
im Osten Deutschlands seit der bedingungslosen Kapi­
tulation Hitler-Deutschlands vollzogen hat. Die Etappen 
dieser Entwicklung sind in der Präambel der neuen 
Verfassung mit den Worten charakterisiert:

„... fest gegründet auf den Errungenschaften der 
antifaschistisch-demokratischen und der sozialistischen 
Umwälzung der gesellschaftlichen Ordnung, 
einig in seinen werktätigen Klassen und Schichten 
das Werk der Verfassung vom 7. Oktober 1949 in 
ihrem Geiste weiterführend ...“

Darin kommt zum Ausdruck, daß die Ergebnisse un­
serer bisherigen gesellschaftlichen Entwicklung in unser 
Vorwärtsschreiten eingehen. Dazu gehören auch alle die 
Gedanken und Erfahrungen, die wir auf dem Gebiet des 
Rechts gesammelt haben, die aus unserer Praxis er­
wachsen sind und die in den sozialistischen Gesetzen 
ihren Niederschlag gefunden haben. Sie sind nun in 
verallgemeinerter Form in die neue, sozialistische Ver­
fassung eingeflossen. Es ist also eine formale Fragestel­
lung, wenn aus der Tatsache, daß die Volkskammer das 
neue Strafgesetzbuch bereits am 12. Januar 1968 ver­
abschiedet hat, Zweifel hergeleitet werden, ob seine

3 W. Ulbricht, Die gesellschaftliche Entwicklung in der DDR 
bis zur Vollendung des Sozialismus, Berlin 1967, S. 86.
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